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Beginn der Amtshandlungen/Mandatsführung, der Berichtsperiode und Fixierung des Datums auf der Ernennungsurkunde
Sachverhalt

In den Angaben zum Inhalt einer Ernennungsurkunde steht Folgendes:

Hinweis auf Urteile und Verfügungen

In der Ernennungsurkunde ist anzugeben, wann die Massnahme errichtet worden ist (Datum der Verfügung der Vormundschaftsbehörde oder des Regierungsstatthalters beziehungsweise des Gerichtsurteils) und wann der/die Mandatsträger/in ernannt worden ist (kann dasselbe Datum sein, muss aber nicht). Es muss nicht erwähnt werden, wann die Massnahme in Rechtskraft erwachsen ist. Der/Die Gewählte hat ohnehin sofort nach Ernennung, d.h. auch wenn die Ernennung noch angefochten werden kann, alles Nötige zu unternehmen, und darf mit dem Arbeitsbeginn nicht zuwarten, bis die Ernennung rechtskräftig ist (Art. 389 ZGB). Allerdings muss er zuwarten, bis die Massnahme rechtskräftig ist. Werden vorher Massnahmen nötig, müsste die Vormundschaftsbehörde nach Art. 386 ZGB entsprechende Verfügungen treffen.

In unserem Bezirk wird der Beginn einer Massnahme und damit Beginn der Berichterstattung sehr unterschiedlich gehandhabt. Gemäss Auskunft unseres Bezirksrates beginnt die Berichtsperiode mit Datum des Anordnungsbeschlusses der Vormundschaftsbehörde (gestützt auf Art. 388-91 ZGB).

Fragen 

1. Wann beginnt eine Berichtsperiode bzw. ab welchem Datum muss ein Mandatsträger Bericht erstatten? Ab wann darf er handeln?Mit Datum des Anordnungsbeschlusses der Vormundschaftsbehörde? Mit Datum des Eintritts der Rechtskraft? 
2. Widerspricht es sich nicht, wenn es einerseits heisst, dass der Gewählte „ohnehin sofort nach Ernennung, d.h. auch wenn die Ernennung noch angefochten werden kann, alles Nötige…“, andererseits aber „muss er zuwarten, bis die Massnahme rechtskräftig ist. Werden vorher Massnahmen nötig ….“?
3. Muss ein Mandatsträger mit seinen Aktivitäten nicht grundsätzlich warten, bis die Massnahme rechtskräftig ist? Weshalb sonst muss die Vormundschaftsbehörde allenfalls eine Massnahme nach Art. 386 ZGB anordnen, wenn dringliche Angelegenheiten zu besorgen wären? Das wäre dann doch überflüssig. 
4. Muss das Datum des Beschlusses oder das Datum der Rechtskraft auf einer Ernennungsurkunde stehen?

Erwägungen
1. Im vormundschaftsrechtlichen Verfahren werden zwei Verfahrensteile in der Regel parallel behandelt: Auf der einen Seite der Teil, der zur Errichtung einer Massnahme führt und auf der anderen Seite der Teil, der zur Wahl eines geeigneten Mandatsträgers/einer geeigneten Mandatsträgerin führt. Die beiden Bereiche haben sodann auch unterschiedliche Rechtsmittel (Art. 420 ZGB und Art. 388 ZGB). Dies ist vorliegend auseinander zu halten. 
2. Art. 386 ZGB umfasst Situationen, in denen es vor der Wahl des geeigneten Mandatsträgers/der geeigneten Mandatsträgerin, resp. vor deren effektiven Mandatsaufnahme notwendig wird, vorsorgliche, also dringliche Massnahmen zu treffen (BSK ZGB I-Breitschmid, Art. 386 N 1). Die VB erlässt Massnahmen im Rahmen von Art. 386 ZGB.
3. Wird die Wahl des Mandatsträgers/der Mandatsträgerin aufgrund von Art. 388 ZGB angefochten, so ist der bereits gewählte Mandatsträger/die gewählte Mandatsträgerin gemäss Art. 389 ZGB verpflichtet, die notwendigen Amtshandlungen vorzunehmen. Mit der Wahl hat er/sie  somit seine/ihre Aufgaben in Angriff zu nehmen. Eine gewisse Zurückhaltung ist in Anbetracht des gesetzlich vorgesehen Entzugs der aufschiebenden Wirkung angezeigt (BK-Schnyder/Murer, Art. 389-391 N 12). Die VB kann weiterhin über Art. 386 ZGB tätig sein, insb. dann wenn es sich nachträglich als offenkundig erweist, dass der/die gewählte Mandatsträger/-in nicht geeignet ist. Insofern ist nicht von einem gegenseitigen Ausschluss der Instrumente auszugehen, sondern eher von deren Ergänzung. 
4. Das Amt des/-r Mandatsträgers/-in beginnt somit im Zeitpunkt, da ihm/ihr die VB die Ernennung schriftlich mitgeteilt hat und er davon Kenntnis genommen hat, womit auch die Verantwortlichkeit beginnt (H. Aepli, Die Verantwortlichkeit der vormundschaftlichen Organe, Diss. 1979, S. 36 f.; BK-Schnyder/Murer, Art. 389-391 ZGB N 13 sowie Art. 387 ZGB N 7-13)). Auch wegen diesen rechtlichen Konsequenzen hat die Ernennung „unverzüglich“ gemäss Art. 387 ZGB zu erfolgen. 
Das hiesse, dass auch die Berichtsperiode mit der Zustellung der Ernennung beginnen könnte. Es ist jedoch nicht verboten, die Berichtsperiode auch zu verkürzen und schon mit dem Ernennungsbeschluss zu beginnen, da das Gesetz nur vorsieht, dass gemäss Art. 413 Abs. 2 ZGB die Berichtsperiode maximal zwei Jahre dauern darf. Die notwendigen Handlungen zwischen Beschluss und  „unverzüglicher“ Mitteilung gehören m.E. sodann in die Handlungs- und Verantwortungsbereich der VB, die über Art. 386 ZGB bis zur  Mitteilung der Ernennung zum Einschreiten verpflichtet wäre. 
5. Mit Eintritt der formellen Rechtskraft kann der/die Mandatsträger/-in sodann vollumfänglich seines/ihres Amtes walten und muss sich nicht mehr auf notwendige Handlungen beschränken. 
6. Richtet sich demgegenüber die Beschwerde gegen die Massnahme gemäss Art. 420 ZGB, so hat der/die Mandatsträger/-in m.E. keine vorläufigen Handlungen vorzunehmen bis der Beschwerdeentscheid in Rechtskraft ergangen ist. Andernfalls wäre  der Entzug der aufschiebenden Wirkung nicht notwendig. Hier wäre dann ausschliesslich die VB über Art. 386 ZGB für allfällige Massnahmen zuständig. Es empfiehlt sich also in diesem Bereich der Eintritt der formellen Rechtskraft abzuwarten.  Dies steht in einem gewissen Spannungsverhältnis zur Wahl des/-r geeigneten Mandatsträgers/-in, welche mit Mitteilung ihre/seine Amtshandlungen aufnehmen muss, resp. auch bei Beschwerde das Notwendige zu erledigen hat. Werden Amtshandlungen innerhalb der Rechtsmittelfrist gemäss Art. 420 ZGB notwendig, ohne dass klar ist, ob eine Beschwerde eingereicht wird, so handelt es sich um einen klassischen Anwendungsfall von Art. 386 ZGB, d.h. es liegt in der Verantwortung der VB, das nötige anzuordnen. Konnte sie den Handlungsbedarf im Rahmen der Abklärung vor ihren Massnahmenentscheid nicht erkennen, weil die Umstände, die einen raschen Handlungsbedarf  auslösen, erst danach eingetreten sind, kann bei dem/den beschwerdeberechtigten Person/en nach erfolgtem Massnahmenentscheid keine Verzichtserklärung auf Einlegung eines Rechtsmittels erwirkt werden, und vermag die VB aus zeitlichen Gründen  auch keine Massnahme nach Art. 386 ZGB nachzuschieben, so erscheinen die notwendigen Handlungen des/-r Mandatsträgers/-in im Rahmen einer Geschäftsführung ohne Auftrag (Art. 419 ff. OR) bei unmittelbarerer und nicht anders abwendbarer Gefahr im Verzug ausnahmsweise zulässig. Es ist allerdings fraglich, worum es in der Praxis real gehen kann, denn namentlich in finanziellen Belangen kann der MT ohnehin nur handeln, wenn ihm die nötige Verfügungsbefugnis über die Mittel des Mündels zur Verfügung steht, was erst nach Rechtskraft der Massnahmen oder allenfalls gestützt auf eine Massnahme nach Art. 386 ZGB möglich ist.
Fazit:
Beantwortung der Frage 1: 
Die Berichtsperiode beginnt am Tag der Massnahmenanordnung. Von diesem Tag an geniesst die betroffene Person den Schutz der Massnahme. Ab diesem Tag beginnt auch die Verantwortlichkeit der vormundschaftlichen Organe für die betroffene Person. Sind vor der Wahl der Mandatsträgerin oder des Mandatsträgers Schutzmassnahmen nötig, liegt die Verantwortlichkeit bei der Vormundschaftsbehörde (Art. 386 ZGB), danach bei der massnahmeführenden Person und der Vormundschaftsbehörde (Art. 426 ff. ZGB). Die Verantwortlichkeit der Mandatsrägerin/des Mandatsträgers kann demnach frühestens mit der Mitteilung der Ernennung an den/die Mandatsträger/-in erfolgen. 
Beantwortung der Frage 2/3:
Gemäss dem oben Gesagten kann der/die Mandatsträger/-in nur handeln, wenn gegen den Entscheid der VB nicht mittels Art. 420 ZGB Vormundschaftsbeschwerde eingereicht wurde. Vorbehältlich bleibt der Entzug der aufschiebenden Wirkung. Werden Amtshandlungen innerhalb der Rechtsmittelfrist gemäss Art. 420 ZGB notwendig, liegt die Verantwortllichkeit bei der Vormundschaftsbehörde und nicht beim Mandatsträger/der Mandatsrägerin. Tritt nach Fällung des Massnahmeentscheides unvorhersehnbar und unverhofft eine Situation ein, welche rasches Handeln nötig macht, kann die VB mit Einholen eines Verzichts auf Einlegung einer Beschwerde bei den beschwerdeberechtigten Personen die Rechtskraft eintreten lassen und dem Mandatsträger/der Mandatsträgerin sofortigen Handlungsmacht verschaffen (Ernennungsurkunde). Ist das nicht möglich, hat sie eine Massnahme nach Art. 386 ZGB nachzuschieben (z.B. Kontosperre). Liegt unmittelbare und nicht anders abwendbare Gefahr im Verzug, und war diese für die VB bei der Abklärung nicht vorhersehbar (z.B. plötzlicher Bedarf nach Spitaleinweisung einer urteilsunfähigen Person), so erscheinen die notwendigen Handlungen des/-r Mandatsträgers/-in gemäss der Regelung über die Geschäftsführung ohne Auftrag als ausnahmsweise zulässig. In medizinischen Belangen kann meist aber schon das medizinische Fachpersonal das Nötige anordnen (Spitaleinweisung durch Arzt). 
Beantwortung der Frage 4:
Der Errichtungsbeschluss wird auf der Ernennungsurkunde festgehalten, weil ab diesem Datum die Rechenschaftsperiode beginnt. 
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